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PROBLEMLAND
RHEINLAND.PFALZ
. . . wie die Kafte auf der ersten Seite deut-
lich macht, ist Rheinland-Pfalz aus ökolo-
gischer und friedenspolitischer Sicht ein
Problemland.

DIE GRUNEN RHEINLAND -PFALZ
nennen die Probleme beim Namen und
schlagen die Erneuerung der Fundamente
unserer Gesellschaft vor.

Wir wollen neue Wertmaßstäbe aus der
Friedens- und ökologiebewegung in die
Parlamente tragen, wie dies bereits
GRÜNE Abgeordnete in vielen Landes-
und Kommunalparlamenten getan haben.

Frieden
Rheinland-Pfalz gelte als der größte Flug-
zeugträger der NATO, erkläfte Minister-
präsident Bernhard Vogel 1980. Wir
müssen ihm leider recht geben. Sämtliche
Kampfgeschwader der US-Luftwaffe in
der Bundesrepublik Deutschland sind in
unserem Bundesland stationiert: in Bit-
burg, Spangdahlem, Hahn, Ramstein,
Sembach und Zweibrücken. Bei Büchel
und Pferdsfeld sind zudem deutsche
Jagdbomber stationiert. Von diesen Flug-
plätzen aus werden im Kriegsfall Atom-
bomber gen Osten starten, während aus
Dutzenden von Stellungen in Rheinland-
Pfalz Atomraketen abgefeuert werden.
Die Kommandozentralen für den Unter-
gang Europas befinden sich in Ramstein,
Kindsbach und Sembach.

Auch derchemische Krieg wird in unseren
Wäldern vorbereitet. 2000 bis 10000
Tonnen Giftgas lagern im westpfälzischen
Fischbach. Diese Menge reicht aus, die
Bevölkerung Europas auszurotten. lm
Krisen- und Spannungsfall wird unser
Land zur Hauptzielscheibe in Westeuro-
pa werden. ln Friedenszeiten leiden wir
unter dem Lärm der Tiefflieger und der
Zerstörung wertvoller Natur für militäri-
sche Anlagen. So beansprucht allein der
Truppenübungsptatz Baumholder 1.200
und das nach amerikanischen Angaben
größte Waffenlager der Welt bei Miesau
2.400 ha Land. Auch umweltzerstörende
Straßenprojekte wie das der A 60 durch
Eifel und Hunsrück dienen in erster Linie
militärischen lnteressen. Gerade bei der
A 60 ist augenfällig, welche Menge von
Militäranlagen sie "zufällig" verbindet.

Rheinland-Pfalz ist in besonderem Aus-
maß von den Raketenstationierungs-
plänen im Rahmen der NATO-"Nach-
rüstung" betroffen: die 96 fÜr die Bundes-
republik vorgesehenen Cruise Missiles
sollen in Wiersdorf bei Bitburg bzw.
Wüschheim bei Hahn aufgestellt werden.

Die GRUNEN Rheinland-Pfalz sind grundsätzlich bereit, politische Verantwortung zu über-
nehmen.
Die GRÜNEN Rheinland-Pfalz lehnen jede Koalition mit den jetzt im Landtag vertretenen Parteien
ab. Dies bedeutet nicht, daß Rheinland-Pfalz unregierbar wird, sondern daß wir uns dagegen
wehren, daß dieses Land weiter kaputt regiert wird.
Die GRUNEN Rheinland-Pfalz wollen nicht die Krise in der Wirtschafts-, Sozial- und Umwelt-
politik managen, sondern deren Ursachen beseitigen.
ln der Bevölkerung soll nicht nur während des Wahlkampfes eine breite Diskussion über
alternative Politik entstehen, sondern die Bevölkerung soll ihre lnteressen selbst in die Hand
nehmen. Deshalb wird sich jeder,- einschließlich der im Landtag vertretenen Parteien, in erster
Linie mit unserem Programm auseinandersetzen müssen.
Eventuelle Gespräche über eine Tolerierung einer möglichen Minderheitenregierung wollen die
G RU N EN Rheinland- Pfalz daher öffentl ich f ühren.
Dabei werden die Gesprächspartner an folgenden lnhalten und Zielen der GRüNEN nicht
vorbeikommen:

1. Entwicklung eiher alternativen Energieversorgung, Stopp des Atomprogramms
- keine lnbetriebnahme des AKW Mülheim-Kärlich, kein AKW Neupotz oder andere Atomkraft-

werke, keine WAA in Rheinland-Pfalz - Ausstieg aus der Atomenergieversorgung.
2. Dem Rüstungswahnsinn Einhalt gebieten - keine neuen Atomraketen in Rheinland-Pfalz

(diese Forderung muß umgehend durch entsprechende Aussagen im Bundesrat und in der
Offentlichkeit'durch die Landesregierung vertreten werden) Auflösung des Giftgaslagers bei
Fischbach, keine Ausweitung von militärischen Sperrgebieten - Rheinländ-Pfalz soll ABC-
Waffenfreie Zone werden.

3. Sofortprogramm gegen das Waldsterben - Rauchgasentschwefelung aller Kraftwerke, auch
mit einer geringeren Leistung als 175 MW, entsprechend dem heutigen Stand der Technik---r
(Finanzierung durch freiwerdende Mittel aus dem Atomprogramm),-bei Kraftwerksneubar-
Bevorzugung von Wirbelschichtanlagen und Wärme-Kraft-Kopplung.

4. Bekämpfung der Arbeitslosigkeit durch:
= ökologisch sinnvolle Zukunftinvestitionen wie Fernwärmeausbau, Kläranlagenbau, Nutzung

von Biogas in Kläranlagen, Ausbau eines attraktiven öffentlichen Nahverkehrs, Ausbau deö
Radwegenetzes, sozialer Wohnungsbau, .Rüstungskonversion,(Umrüsturig von militärischen
auf zivile, soziale nützliche Güter) etc.

- Förderung alternativer Projekte
- betriebliche Produktionsumstellung
und durch Verkürzung der Wochenarbeitszeit.
Wir fordern die Verwirklichung des Rechts auf Ausbildung für alle Jugendlichen durch:
- Verpflichtung der Unternehmen zur Bereitstellung einer ausreichenden Zahl von Ausbildungs-

plätzen

- den Aufbau überbetrieblicher Lehrwerkstätten auf der Grundlage einer Ausbildungsabgabe
- die Förderung von Ausbildungsstellen in alternativen Betrieben.

5. Konkrete Maßnahmen zur Schaffung eines umfassenden Artenschutzes, Stopp des sinnlosen
Natur- und LandschaftsverbraLichs durch Fernstraßenbau wie A 60 (Natonachschubrollbahn)
oder A I und durch Maßnahmen wie die geplante Stromtrasse durch den Pfälzer Wald.

6. Sofortige Beendigung des Kabelfernseh-Pilotversuchs Ludwigshafen und Aufgabe aller
Pläne für ein privates kommerzielles Fernsehen.

7. Vermehrte Einrichtung von Frauenhäusern in Selbstverwaltung und Pro-Familia Beratungs-
stellen, bestehende Frauenhäuser und Pro-Familia Beratungsstellen müssen finanziell stärker
unterstützt werden.

B. Revision des Polizeiverwaltungsgesetzes - insbesondere Rücknahme von )gezieltem
Todesschuß< und >Massenvernichtungswaffen< (Granaten, MG's).

9. Für das verfassungsmäßige Recht auf freie Berufsausübung und gegen Diskriminierung.
politischÄndersdenkender durch den Radikalenerlaß bzw. Berufsverbote; für das verfassungs-
mäßige Recht auf Kriegsdienstverweigerung, gegen die verfassungsfeindliche Gewissens-
prüfung, Diskriminierung und Kriminalisierung der Kriegsdienstverweigerer, gegen deren
"Bestrafung" durch Verlängerung des sog. Zivildienstes gegenüber dem Kriegsdienst.

l0.Wirksame Maßnahmen gegen die anwachsende Ausländerfeindlichkeit, Einführung des
kommunalen Wahlrechts für Ausländer.

1 1. Maßnahmen zu einer grundlegenden Umorientierung im Sinne einer ökologischen Land-
wirtschaft und eines ökologischen Weinbaues.

12. Für artgerechte Tierhaltung, Abschaffung der tierquälerischen Massentierhaltung und lnitiativen
gegen in Rheinland-Pfalz durchgeführte Tierversuche

(Beschluß der Landesmitgliederversämmlung in Zweibrücken am 27./28. November 1982 und in
Kaiserslautern am 22./23. Januar 1983)

DIE GRUNEN Rheinland-Pfalz fordern
wie die -örtlichen Friedensinitiativen die
sofortige Offenlegung der Stationierungs-
orte und damit die Beendigung des un-
würdigen Katz- und Mausspiels von Re-
gierung und NATO mit der deutschen
Bevölkerung in dieser Frage (zur Ver-
hinderung der NATO-"Nachrüstung"
siehe Aussagen zu den Bundestags-
wahlen Seite 7/8).

Für die Schaffung von
zivi le n Arbeitsplätzen

Die Landesregierung geht jedesmal in
die Knie, wenn NATO oder USA die Ver-
legung von militärischen Anlagen aus
Rheinland-Pfalz anderswohin erwägen.
DIE GRÜNEN wollen einen Beitrag zur
Ablösung einer Wirtschaftsstruktur lei-
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sten, die in erschreckendem Ausmaß
vom Faktor Militär abhängt. Um von
diesem ungesunden Zustand wegzu-
kommen, werden wir im Rahmen eines

"Basislernprozesses Okonomie/ökolo-
gie" ermitteln,

. was produziert wird
o wie sich die Produkte in ökologischer

und frieddnspolitischer Hinsicht sowie
im Hinblick auf die Dritte Welt (Roh-
stoffe, Export etc.) auswirken ,

. welche Alternativen mit welchem
Effekt für die Schaffung von Arbeits-
plätzen und mit welchem Kapitalauf-
wand vorgeschlagen und in Gang ge-
setzt werden können.

lm Landtag werden wir Mittel für die be-
schleunigte Durchführung dieses Projekts
beantragen. Wir werden dann vor allem
die gesetzlichen Rahmenbedingungen
zur Verwirklichung alternativer Produktion

,- zu schaffen versuchen sowie darauf hin-
nirken, daß Hemmnisse beseitigt werden
(2.8. andere Gestaltung der Stromtarife,
Umlenkung staatlicher Subventionen von.
harter Großtechnologie zu sanften,
dezentral nutzbaren Technologien).

lnsbesondere die ältere Generation wird
gebeten, aktiv an der Überwindung der
Arbeitslosigkeit dadurch mitzuwirken, daß
sie Erfahrungen aus der Vergangenheit
beisteuert (2. B. was wurde hier früher
produziert? welche Arbeitsplätze gab es,
bevor die Region in diesem Ausmaß von
militärischen Stationierungen abhängig
wurde?).

Appell

Wir bitten alle Rheinland-Pfälzer, sich an
den lnitiativen der Friedensbewegung zu
beteiligen: gegen neue und alte Raketen,
gegen Giftgas und psychologische
Kriegsvorbereitung, gegen den Terror,
den Militär.flugzeuge schon in Friedens-
zeiten allein durch ihren Lärm verur-
sachen.

Computerpannen oder entneMe Befehls-
haber können jederzeit die Apokalypse
in Gang setzen, sie verhindern kann nur
der rechtzeitige Einsatz von Millionen
Menschen.

Wir werden uns in Rheinland-Pfalz an der
Gründung eines lnstituts für Friedens-
arbeit und Soziale Vefteidigung beteiligen
und im Landtag die Freigabe von Mitteln
für Friedensarbeit und Friedensforschung
fordern.

(Wir verweisen auch hier auf die ausführ:
licheren Darstellungen und den Aktipns-
katalog in unseiem Landesprogramm,

zu beziehen bei:

DIE GRÜNEN
RHEINLAND.PFALZ
Landesgeschäftsstelle
BoppstraBeTO
6500 Mainz

Friedensarbeit,
Friedensforschung

DIE GRÜNEN setzen sich für den Abbau
militärischer Rüstung und den Aufbau der
Fähigkeit zur Sozialen Verteidigung ein.
Das ist die Verteidigung mit nichtmilitäri-
schen Mitteln gegen einen militärischen
Angriff von innen (Putsch, Staatsstreich)
oder außen (lntervention, lnvasion). Diese
Art der Verteidigung kann regional und
dezentral am wirksamsten eingeübt und
praktiziert werden, sie ist also im Gegen-
salz zxr heutigen militärischen Planung
nicht der Bundeszuständigkeit vorbehal-
ten.

Die Fortsetzung der bisherigen Energie-
politik würde zur baldigen Erschöpfung
der fossilen Brennstoffe sowie zur Ver-
giftung und zur radioaktiven Verseuchung
unserer Umwelt führen.

ln Rheinland-Pfalz sind einige Atomkraft-
werke geplant oder im Bau. Noch immer
ist eine Wiederaufbereitungsanlage für

'Atommüll bei Keisersesch im Gespräch.
Sie wird nach der Wahl oder bei "Nicht-
durchsetzbarkeit" dieser Anlagen in
Bayern und Niedersachsen wieder aktu-
ell. Und das alles, ohne eine gesicherte
Endlagerung des radioaktiven Abfalls!

Der Primärenergieverbrauch ist bundes-
weit in den beiden letzten Jahren um ca.
8 % gesunken. Er liegt heute niedriger als

1973. Das Energieprogramm der Landes-
regierung beruhttrotzdem auf überalterten
Wachstumsprognosen. Es geht z.B.
immer noch von einer jährlichen Strom-
verbrauchssteigerung von 4,5-6 % aus!

Diese Politik führt natürlich zu riesigen
Kraftwerksüberkapazitäten, die vom
Stromkunden bezahlt werden müssen.

Die Überkapazitäten sind heute schon
so hoch, daß alle AKW's'stillgelegt
werden könnten und trotzdem die
edorderlichen 20 % Stromreserve

bleibenl

Schritte zum sanften Weg

o Entwicklung einer alternativen Ener-
gieversorgung; Förderung regenerier-
barer Energiequellen, Sonne, Wind,
Wasserkraft und Biogas usw.; Vorrang
für kleine, dezentrale Kraft- Wärme-
gekoppelte Wirbelschichtanlagen.

o Stop des Atomprogramms
r Keine WAA in Rheinland-Pfalz und

anderswo
r Umlegung der KFZ-Steuer auf die

Mineralölsteuer (angemessener Härte-
ausgleich bei entsprechender Gleich-
berechtigung von Radfahrern, Fuß-
gängern und Benutzern des öffent-
lichen Nahverkehrs)
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Wärmebedarf für ein Einlamilienhaus mit
1 16 m'z Wohnf läche

4900 ltr. Ol

o Beendigung derTreibstoffsubventionen
für die Luftfahrt und Verlagerung des
innerdeutschen Flugverkehrs auf die
Schiene

o Abschaffung der Billigtarife für Heiz-
strom und industrielle Großverbraucher

o Keine Grundgebühren oder Pauschal-
beträge bei Gas und Strom. Verbrauch-
abhängige Kostenumlage

o Verschärfung der Wärmegchutzver-
ordnung auf Schwedische Norm

o Genehmigung zur Einspeisung von
Elektrizität in das öffentliche Netz zu
angemessenen Preisen

o An Stelle von Stromwerbung soll mit
den freiwerdenden Geldern für Ener-
giesparen geworben werden.

o Wärmedämmungsprogramm Rhein-
land-Pfalz mit Koordination zwischen
Mieterorganisationen, Hauseigentü-
mern, Handwerkern, lngenieurbüros
und Kreditinstitutionen.übliche Bauweise

BRD
Aachener Solarhaus

schwedische
Bauvorschriften

Waldsterben Gesundheitsschäden

Atemweg-Erkrankung

Fischsterben

Flüsse und Seen kippen um

Das.Tvindkraftwerk. - Dänemarks
ungewöhnlichste Windmühle

Sachschäden

ZertaI und Rost

SCHON HEUTE SIND IN RHEINLAND-
PFALZ 6000 HEKTAR WALD KRANK
(laut einer Umfrage in den Forstverwal-
tungen)

WIR WOLLEN NICHT
WARTEN, BIS UNSER

WALD NICHT MEHR ZU
RETTEN IST!

Schwefeldioxid ist unumstritten Mitver-
ursacher des Waldsterbensl

Maßnahmen:

o Sofortprogramm gegen das Wald-
sterben. Sofortiger Einbau der besten
Filteranlagen in alle bestehenden
Kraftwerke. (Kosten ca. 6 Mrd. DM,
Finanzierung durch Streichung eines
Atomkraftwerkes)

o Verstärkter Einsatz von kleinen, de-
zentralen Kraft-Wärme gekoppelten

Wirbelschichtanlagen, bei denen die
.Abwärme" zur Heizung und Warm-
wasserversorgung von Haushalten ge-
nutzt werden kann.

Durch einen Gutachterstreit und ver-
stärkte Forschung läßt sich der Wald nicht
retten.

Die Atomenergie kann keine Alternative
sein, denn sie ersetzt Schwefeldioxid
durch radioaktive Strahlung, alte Ab-
hängigkeit durch neue, ist viel zu teuer
und setzt die Energieverschwendung fort.

SAURER REGEN
3,5 Mio. Tonnen Schwefeldioxid (SOz) pro Jahr



Sinnvoll arbeiten - solidarisch leben
Das menschliche Leben braucht zu sei-
nem Bestehen und Fortbestehen auf der
Erd.e reine Luft, sauberes Wasser und
gesunden Boden: Zivilisation erfordert
darüberhinaus genügend Energie und
Rohstoffe. Die heute vorherrschende
Wirtschaftsweise treibt Raubbau an die-
sen Gütern. Sie verschmutzt Gewässer
und Luft, vergiftet und vergeudet Boden
und Pflanzen, verschwendet unersetzt-
bare, knappe Rohstoffe und sättigt ihren
unmäßigen Energieverbrauch zunehmend
durch die mit unübersehbaren Risiken
behaftete Atomenergienutzung.

ln Rheinland-Pfalz drÜckt sich diese zer-
störerische Wirtschaftsweise unter ande-
rem in Großprojekten wie dem Atomkraft-
werk Mülheim-Kärlich, der geplanten

/^Wiederaufbereitungsanlage bei Cochem
an der Mosel, in Autobahnen und Kohle-
großkraftwer:ken ohne ausreichende Filter
(Bexbach!) aus. Einer der größten Um-
weltbelaster, Landschaftsverbraucher und
Ener:giefresser ist das Militär (Bundes-
wehr und alliierte Streitkräfte), das unser
Land mit zahlreichen Anlagen überzieht
(siehe auch "Frieden").
Die derzeitige Wirtschaftsweise zwingt zu
immer stärkerer Rationalisierung und
Konzentration, die Klein- und Mittelbetrie-
be vernichtet, Ballungsgebiete wuchern
läßt und Randgebiete entvölkert. Oftmals
wird im Zuge der Rationalisierung reich-
lich vorhandene menschliche Arbeitskraft
durch knappe Rohstoffe und Energie er-
setzt. Dies schafft den einen Arbeitslosig-
keit, den übrigen oft erhöhten Leistungs-
druck. ln vielen Arbeitsabläufen wird die
Beanspruchung des Menschen immer
einseitiger und läßt dadurch immer weni-

^ ger Möglichkeiten zut Selbstverwirk-
l' lichung. Die mit der zunehmenden Kom-

merziälisierung aller Lebensbereiche ein-
hergehende Entfremdung greift die
sozialen und seelischen Lebensgrund:
lagen an, was sich in steigenden Selbst-
mordraten, Flucht in Drogen und einer
wachsenden Orientierungslosigkeit
äußert. Die Umweltkrise ist Ausdruck der
auf Profit ausgerichteten Wirtschaft und
des mit ihr verfilzten und verflickten poli-
tischen Machtapparates.

ln einem Land, in dem CDIJ/CSU, SPD,
FDP sich stärker dieser Wirtschaftsord-
nung als dem Wohl des Bürgers verpflich-
tet fühlen, sind auch die demokratischen
Grundrechte in Gefahr. lnformationen
und Meinungsäußerungen, die der Groß-
industrie unerwünscht sind, werden unter-
drückt. Die derzeitige Wirtschaftsweise
und Güterverteilung haben zu ungerecht-
fertigten Einkommensunterschieden bei
uns und international zu einer großen
Kluft zwischen dem "Lebensstandard"
in den lndustrieländern und dem der
Menschen in der sogenannten Dritten
Welt geführt.

Bonner Marioneüenbühne?

Auf Grund ihrer Ausrichtung auf Wachs-
tum und höchstmögliche Gewinne kann
sich unsere heutige Wirtschaft nicht da-
rauf beschränken, nur das für den Bedarf
der Menschen Nötige herzustellen, son-
dern sie erzeugt durch manipulative Wer-
bung zusätzliche Konsumbedürfnisse,
indem sie gezielt nichtmaterielle Bedürf-
nisse wie ldentität, Geltung und Zunei-
gung in Konsumverlangen umfälscht,
wobei es keine Grenze zu geben scheint.
Die fast schrankenlose private VerfÜ-
gungsgewalt über die industriellen Pro-
duktionsmittel und das damit verbundene
Profitstreben bilden eine wesentliche
Ursache für die gegenwärtige Umwelt-
und Wirtschaftskrise sowie für die
Zwänge, die in Produktion, Politik und
gesellschaftlichem Umgang miteinander
herrschen.

Kurzum, die Fundamente unseres Wirt-
schafts- und Gesellschaftsgefüges sind
nicht in Ordnung und bedürfen der Er-
neuerung.

Erneuerung der Fundamente

DIE GRÜNEN fordern diese Erneuerung
der Fundamente notwendig in Opposition
zu den in Wirtschaft und Politik herrschen-
den Kräften (daher "Fundamentalopposi-
tion,r). Diese halten an den alten Gewohn-
heiten und Rezepten, insbesondere am
industriellen Wachstum wie an einer
Droge fest. Wachstum erlaubt ihnen, der
Forderung nach gerechterer Verteilung
des gesellschaftlichen Reichtums auszu-
weichen. Wenn aber nichts mehr wächst,
wenn sozial Benachteiligte nicht mehr
aus dem Zuwachs an Geld und Gütern

befriedet werden können, dann stellt sich
die Frage nach den Verfügungsrechten
auf neue, für die gegenwärtig Herrschen-
den unangenehme Weise.

Dann stellt sich auch die Frage, warum
die Spielregeln der Demokratie bisher
kaum auf die Wirtschaft, die ökonomische
Basis der Gesellschaft, angewendet
worden sind.

Zwar können die Verantwortlichen für die
gegenwärtige Misere für eine gewisse
Zeit aufgrund ihrer Medienmacht von den
tieferen Ursachen der Krise ablenken,
indem sie, Schaukämpfern gleich, sich
wechselseitig der Lüge bezichtigen (Ren-
tenbetrug, Mietenlüge etc.) und indem sie
Frager und Mahner nach der Methode

"Haltet den Dieb" für die Folgen ihrer
eigenen Mißwirtschaft haftbar zu machen
versuchen (2. B, durch den Vorwurf, aus-
gerechnet die Umweltschutzbewegung
sei am Verlustvon Arbeitsplätzen schuld).

Da dieses unwürdige Spiel aber die
Ursachen der gegenwärtigen Krisen nicht
beseitigt, werden die aul Abhilfe drängen-
den Kräfte nicht auf Dauer mundtot zu
machen sein - es sei denn man schatft
die demokratischen Grundlreiheiten voll-
ends ab.

DIE GRUNEN streben den Umbau der
profitorientierten Verschwendungswirt-
schaft zu einer humanen ökologischen
Kreislaufwirtschaft an. Zugleich machen
sie sich für die Behebung der Schäden in
Umwelt, Betrieb und Gesellschaft stark.

Werden diese Aufgaben entschlossen
angepackt, dann entstehen hier neue
Arbeitsplätze.



Wenn wir die Schaffung von Arbeits-
plätzen fordern, dann fragen wir grund-
sätzlich, was (welche Produkte), wie
(welche Verfahren), wo (Raumordnung),
wofür produziert wird und wer darüber
bestimmt.

DIE GRÜNEN Rheinland-Pfalz schlagen
für den Umbau des Wirtschaftssystems
folgende Instrumente vor:

o die Einführung einer wirtschaftspoli-
tischen Rahmenplanung

r die Schaffung von Wirtschafts- und
Sozialräten

o Entflechtung von Großkonzernen
o'Dezentralisierung der Produktion
o Selbstverwaltung in den Betrieben

(Die "lnstrumente" werden ausführlich
im Landesprogramm der GRUNEN
RH E I N LAN D -P F ALZ besch rieben).

DIE GRÜNEN RHEINLAND-PFALZ stel-
len ein Konzept zur Diskussion, das die
ökologisch und sozial ausgerichtete Ziel-
planung mit Selbstverwaltung und Markt
verbindet.

Der "volkswirtschaftliche Gesamtplan"
stimmt regionale Wirtschaften aufeinan-
der ab. Er wird auf breiter Grundlage er-
arbeitet, mit Alternativentwürfen konfron-
tiert, innerhalb,und außerhalb der Parla-
mente zur Diskussion gestellt und nach
demokratischen Spielregeln verabschie-
det.

Das setzt eine zunehmende Sachkunde
breiter Bevölkerungsschichten über um-
welt- und wirtschaftspolitische Zusam-
menhänge voraus. DIE GRÜNEN RHEIN-
LAND-PFALZ haben die lnitiative für
einen "Basislernprozeß ökonomie -
Okologie" ergriffen, um die Kompetenz
der an der haushälterischen Neugestal-
tung unseres Wirtschaftsgefüges interes-
sierten Kräfte auch in praktischer Hinsicht
zu verstärken (siehe auch Abschnitt
"Frieden").

Okologisches Zukunfts-
investitionsprogramm
(ozrP)

Kurzfristig halten wir folgende Maßnah-
men für durchführbar und erwünscht:

o Förderung von Betriebsgründungen
selbstverwalteter alternativer Betriebe,
ökologischer Bauernhöfe, Selbsthilfe-
gruppen von Arbeitslosen

r Umstellung auf alternative Produkte
(Kleinbetriebe, selbstverwaltete Be-
triebe)

o Umstellungshilfen für Landwirte im
ökologischen Landbau

. verstärkte Förderung industrieunab-
hängiger Forschungs- und Entwick-
lungsinstitute

o Umstellung der Produktion von
Rüstungsgütern auf sozial und ökolo-
gisch nützliche Güter

(über die Aufgabenbereiche im einzelnen
die notwendige Verordnungstätigkeit des
Staates und Finanzierungsvorschläge
siehe Landesprogramm der GRÜNEN
RHETNLAND-PFALZ)

Die Finanzierung des ökologischen und
sozialen lnvestitionsprogramms ist mög-
lich, wenn ihre Vorrangigkeit im Haushalt
durchgesetzt wird. Dafür werden wir
kämpfen. Dazu brauchen wir lhre Unter-
stützung: auf dem Wahlzettel und bei
außerparlamentarischen Aktionen.

Zur Stabilisierung bestehender Arbeits-
plätze und Bekämpfung der Arbeitslosig-
Keit fordern DIE GRUNEN RHEINLAND-
PFALZu.a.:

o den sofortigen Einstieg in die 35-Stun-
denwoche, bei abgestuftem Lohnaus-
gleich zugunsten der unteren Ein-
kommensschichten; in den unteren
Lohngruppen muß der Lohnausgleich
100% betragen

eVerkürzung der Lebensarbeitszeit
durch Einschub von Ausbildungs-

phasen und Herabsetzung der flexib-
len Altersgrenzen bei abgestuftem
Rentenausgleich

. solche Formen der Arbeitsplatztei-
lung, die der Arbeitnehmer freiwillig
wählen und mit dem Arbeitgeber ver-
einbaren kann, wenn sie den Be-
schäftigten zur autonomen Gestaltung
der Arbeitszeit verhelfen und ohne Ver-
zicht auf tarifvertraglichen und sozial-
versicherungsrechtlichen Schutz ein-
führbar sind (tarituertragliche Regelung,
die dem besonderen Schutzbedürfnis
der Teilzeitbeschäftigten Rechnung
tragen, sind Voraussetzung)

e Verkürzung der Jahresarbeitszeit durch
Verlängerung des bezahlten Urlaubs

J ugendarbeitslosig keit:

Die Jugendarbeitslosigkeit halten wir für
untragbar. Es ist kriminell, daß einer gros-
sen Zahl junger Menschen der Zugang
zu einer Berufsausbildung venvehrt bleibt.
DIE GRUNEN RHEINLAND-PFALZ for-

Wirtschaftsteil des Landesprogramms der
G RÜNEN RHEINLAND-PFALZ (Gliederung)
1. Die Krise des heutigen Wirtschaftssystems

2. Grundsätzliche Zielvorstellungen der GRÜNEN RHEINLAND -PFALZ
3. Unsere Alternative: eine ökologische, dynamische Kreislaufwirtschaft
4. Konkrete Schritte

4. 1 . Die wirlschaftpolitische Rahmenplanung
4.2. Wirtschafts- und Sozialräte
4.3. Selbstverwaltung
4.4. Neue Unternehmensformen als Voraussetzung für die Selbstverwaltung

. private Unternehmen
o gesellschaftliche (selbstverwaltete) Unternehmen
o Genossenschaften
o kommunale und staatliche Unternehmen

4.5. Einführung einer ökologischen und sozialen Buchhaltung
4.6. Staatliche Aufgaben
4.7. Reform des Gesellschaftsrechts (Kapitalgesbllschaften)
4.8. Die Entwicklung der politischen ökonomie in der Wissenschaft

5. Arbeitslosigkeit

o Jugendarbeitslosigkeit und Gegenmaßnahmen
o kurzfristige Maßnahmen: ökologisches Zukünftsinvestitionsprogramm

6. Arbeitswelt

6.1. Für menschenwürdige Arbeitsbedingungen
6.2. Arbeitszeitverkürzung
6.3. Die Situation der Jugendlichen
6.4. Die Situation der Behinderten

7. DIE GRÜNEN RHEINLAND-PFALZ und die Gewerkschaften

8. Steuern und Finanzen

Das Landesprogramm sowie das Wirtschaftsprogramm als Sonderdruck sind zu
beziehen über

DIE GRUNEN - Landesverband Rheinland-Pfalz
Landesgeschäftsstelle

Boppstraße 70 6500 Mainz
Telefon: 06131 -678507
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dern deshalb eine qualifizierte Ausbildung
und Arbeit für jeden Jugendlichen mit
existenzsicherndem Lohn.

Die berufliche Qualifikation der bereits
Berufstätigen ist durch verstärkte Förde-
rung unentgeltlicher Umschulungs- und
Fortbildungsmaßnahmen zu erhöhen.

Betriebe müssen eine Mindestzahl Aus-
zubildender einstellen, so daß in einem
solchen Umfang Ausbildungsplätze zur
Verfügung stehen, daß jeder den Beruf
seiner Wahl erlernen kann.

Erfüllen Betriebe nicht die Auflage, so
müssen sie einen höheren Betrag als
Ausbildungskosten zahlen, von dem Aus-
bildungsplätze und -stätten (in Selbst-
verwaltung) geschaffen werden.

o DIE GRÜNEN RHEINLAND-PFALZ
setzen sich für landesweite Förderung
und Strukturmaßnahmen zugunsten
alternativer selbstverwalteter Ausbil-
dungs- und Produktionsstätten ein.

o Wir sind für die Bereitstellung von
Landesmitteln, um mit alternativen
Projekten die Jugendarbeitslosigkeit
zu bekämpfen.

Behinderte:

Die Quote der Behinderten in den Be-
trieben muß ihrem Anteil in der Gesamt-
bevölkerung entsprechen. Die Abgabe
bei Nichterfüllen muß so hoch angesetzt
werden, daß sich kein Betrieb die Nicht-
erfüllung leisten kann.

3. Für Blockfreiheit, für ein
atomwaffenf reies Eu ropa, f ü r
das Ernstnehmen von Ab-
rüstungsinitiativen eintreten

DIE GRÜNEN werden sich auch im Bun-
destag für eine Politik der Blockfreiheit,
für die Schaffung atomwaffenfreier Zonen
und für das Ernstnehmen von Abrüstungs-
angeboten einsetzen.

Die Blockfreiheit muß mit der "Entblok-
kung der Gehirne" beginnen. Wir werden
Plenardebatten über laufende Abrü-
stungsverhandlungen erzwinEen. Z. B.
würden wir die erklärte Bereitschaft des
Generalsekretärs der KPdSU, Andropow,
einen Teil der SS-2O-Raketen zu ver-
schrotten wenn die entsprechenden
Raketen der USA, Frankreichs und
Großbritanniens gleichermaßen reduziert
werden, für ein wichtiges Signal halten,
das Abrüstungsbereitschaft anzeigt. Daß
Reagan kurz danach den Chef der Ab-
rüstungsbehörde, Rostow, feuerte, ist
demgegenüber ein Alarmzeichen für
mangelnde Abrüstungsbereitschaft . Wir
in Europa sollten allerdings nicht zuviel
von den Verhandlungsmanövern der
Supermächte erwarten, sondern aus
eigenem Antrieb Zeichen setzen.

4. Für den Ausstieg aus der
Atomenergie eintreten

Keine Bundesfinanzierung, keine staat-
lichen Finanzierungsgarantien für Pro-
jekte wie der Schnelle Brüter Kalkar,
Wiederaufbereitungsanlagen oder son-
stige Anlagen zur Erzeugung von Atom-
strom. Stattdessen für schonende Ener-
giegewinnung (sanfte, erneuerbare Ener-
gien gekoppelt mit Energiesparmaßnah-
men). Bei Kohlekraftwerken: Umweltauf-
lagen nach dem Stand der Technik;
kleinere Einheiten auf der Basis des
Wirbelschichtverfahrens (siehe Land-
tagsprogramm Energie).

5. Für Umweltschutz,

insbesondere eine umwelterhaltende,
rohstoffsparende Wirtschaftspolitik!
Gegen die Zerstörung der natürlichen
Lebensgrundlagen: insbesondere für ein
Sofortprogramm gegen das Wald-
sterben.

6. Für faire, nichtausbeuteri-
sche Verträge zur
Beschaff ung notwendiger
Rohstoffe;

gegen Verschwendung in lndustrie-
produktion und Konsum sowie gegen
militärischen Druck auf die Rohstoff-
lieferländer. So werden wir alle Pläne
zur Militarisierung der EG aufdecken
und auch im Bundestag bekämpfen.

-Waswollen DIE GRÜNEN
im Bundestag?
1. Die NATO-,,Nachrüstung(
verhindern

Die Landtagswahl Rheinland-Pfalz und
die "vorgezogene Bundestagswahl" fallen
in das "Stationierungsjahr" 1983. Die
Verhinderung der Stationierung von
Cruise Missiles und Pershing ll-Raketen
ist eines der wichtigsten Projekte, das
sich DIE GRÜNEN im Rahmen der Frie-
densbewegung vorgenommen haben.
Diese Waffen sind ein Mosaikstein in
einer atomaren Erstschlagsstrategie, die
die USA im Krisenfalle dazu verführen
könnte, einen Atomkrieg für "führbar",
(auf die Sowjetunion und Europa) "be-
grenzbar" und für'gewinnbar" zu halten.

,rDamit geriete selbst die offizielle Leseart' /om "Gleichgewicht des Schreckens" ins
Wanken. Das Versagen der atomaren
Abschreckung und ihr Umkippen in einen
Atomkrieg könnte noch in diesem Jahr-
zehnt Wirklichkeit werden !

Deshalb hat die Friedensbewegung und
mit ihr haben DIE GRUNEN sich vorge.
nommen, die Notbrems e zu ziehen.

Die anderen Parteien (CDU, SPD, FDP)
wollen keinen Raketenwahlkampf -
DIE GRüNEN wollen keine Raketen -
das ist der Unterschied.

Die Stimme für DIE GRUNEN am 6. März
ist auf Landes- und Bundesebene eine
Stimme des Widerstands gegen die Sta-
tionierung der NATO-"Nachrüstungs-
waffen". Wir werden eine Regierung nur
dann tolerieren, wänn sie die Zustimmung
der Bundesrepublik Deutschland zum

"Nachrüstungs"-Beschluß vom 12. 12.
1979 zurücknimmt.

Die Verhinderung der Raketenstationie-
rung wäre ein Schritt zur Umkehr
vom Rüstungswettlauf zur Abrüstung.

2. Für echte Abrüstung ein-
treten nach der Formel der
internationalen Friedensbe-
wegung:

"bei uns damit anfangen"

Wir lassen uns weder auf die Rechtferti-
gungen des Westens noch des Ostens
für ihre wahnwitzigen Rüstungsprogram-
me ein. Wir machen uns vielmehr dafür
stark, daß die Massenvernichtungs-
systeme überall auf der Welt aus der Sicht
der künftigen und aktuellen Opfer (der

"Endvefbraucher") gesehen, verurteilt
und bekämpft werden, ganz gleich, ob es
sich um US-Waffen auf deutschem
Boden, um die SS-20 der Sowjetunion,
die Pluton- oder Hadös-Raketen der
Franzosen oder die von Großbritannien
eingeplanten Trident-Raketen handelt.

Wir verurteilen den Krieg der Sowjetunion
gegen die afghanischen Befreiungsbewe-
gungen genauso scharf wie die verdeck-
ten Kriege der USA gegen die Völker von
Nicaragua und El Salvador. Aber wir
lassen uns hicht mehr mit irrealen Feind-
bildern gegen den "lwan" aufhetzen. Wir
wissen, daß es nur zwei Wege gibt: Ent.
weder dreht sich die Rüstungsspirale, bis
sie in einem die Menschheit auslöschen-
den Atomkrieg endet oder wir gehen ein-
seitig einen ersten Schritt in Richtung
vollständige Abrüstung, eine angesichts
derWaffenberge gerade in unserem Land
längst fällige Maßnahme!



7. Für Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen durch
Zukunftsinvestitionen

(vgl. hierzu den Wirtschaftsteil dieses
lnformationsblattes und das ausführliche
Programm der GRUNEN:

Gegen Arbeitslosigkeit und Sozialab-
bau

zu bestellen bei

DIE GRÜNEN
Bundesgeschäftsstelle
Colmantstraße 36
5300 Bonn 1, Telefon 0228-692021)

DIE GRÜNEN setzen sich für die Ent-
wicklung und Förderung alternativer
Produkte, Projekte, Arbeits- und Lebens-
formen ein sowie für die gerechte Ver-
teilung der vorhandenen Arbeit; damit
zugleich gegen Verschwendungskonsum,
Fremdbestimmung am Arbeitsplatz und
wirtschaftlich einkalkulierte Arbeitslosig-
keit.

L Für die Aufdeckung der
Ursachen der gegenwärtigen
Strukturkrise, der Arbeits-
losigkeit, steigender Mieten
u nd Lebensmittelpreise!

Wir werden die wirklichen Ursachen der
Misere auch im Bundestag beim Namen
nennen und damit der von den derzeitigen
Bundestagsparteien zur Zeit bis zum
Erbrechen betriebenen Politik der
wechselseitigen Schuldzuweisungen
konstruktive Programme zur Veränderung
der Situation entgegensetzen.

9. Mehr Basisdemokratie
wagen!

GRÜNE Politik zielt darauf ab, die
Elemente dezentraler und direkter Demo-
kratie zu verstärken.

So gilt es,

. von unten kontrollierte, bürgernahe
Selbstverwaltungen zu schaffen und
der zunehmenden Monopolisierung
der wirtschaftlichdn Macht, der wach-
senden Bürokratisierung und Zenlra-
lisierung der Verwaltung sowie dem
Ausbau und der Brutalisierung der
Polizeigewalt entgegenzuwirken;

o eine rückhaltlose, rechtzeitige und ver-
ständliche lnformation des Bürgers
über alle Verwaltungsmaßnahmen
durchzusetzen;

o die Kontrollrechte der Öffentlichkeit
durch stärkere Einbeziehung des
Bürgers und durch das Klagerecht für
lnitiativen und Verbände auszubauen;

o die Kriminalisierung berechtigten
politischen und sozialen Widerstandes
und die Aushöhlung des Demonstra-
tionsrechtes zu beenden;

r die Massenmedien weit für die sozi-
alen Bewegungen zu öffnen;

o äuch Minderheiten und fundamental
kritische Meinungen in den ötfentlich-
rechtlichen Medien zur Selbstdarstel-
lung kommen zu lassen und den Zu-
griff der Medienkonzerne auf Rundfunk
und Fernsehen zu verhindern;

o die Breitbandverkabelung und die
computerisierte Datenerfassung als
lnstrument zunehmender lsolierung,
Kontrolle und Verängstigung des Bür-
gers zu verhindern.

Die herrschende Politik darf nicht länger
Vorschub leisten für die lsolation und die
Entrechtung unserer ausländischen Mit-
bürger.

Wir GRUNEN verteidigen das Asylrecht
für politisch Verfolgte und verurteilen
sernen restriktiven Gebrauch.

10. Wofür wir Verantwortung
wollen und wofür nicht

Wir GRUNEN sind grundsätzlich bereit,
politische Verantwortung zu übernehmen,
um unsere Ziele durchzusetzen.

Wir sind jedoch nicht bereit, die Fort-
setzung der lebensbedrohenden Politik,
wie sie von den derzeit im Bundestag
vertretenen Parteien praktizieft wird, mit-
zuverantworten.

Wir fordern diese Parteien zu öffent-
lichen Gesprächen auf, um auszuloten,
ob es möglich ist, überlebenswichtige
Ziele durch sachbezogene Zusammen-
arbeit von Fall zu Fall mit ihnen durchzu-
setzen.

Die zahlreichen Abgeordneten in den
Landes- und Kommunalparlamenten
beweisen tagtäglich, daß sie zu einer
solchen Zusammenarbeit im Dienste der
Menschen bereit sind. DIE GRÜNEN
werden aber keinen Kanzler wählen und
keine Regierung unterstützen, die das
Rüstungs- und Atomprogramm fortsetzen
und den Schutz der natürlichen l-ebens-
grundlagen weiter den Bedürfnissen der
Profitwirtschaft unterordnen. Wir ver-
weigern uns jedem "Fortschritt" in die
falsche Richtung. Wir wissen aus Erfah 1
rung, daß mit "ein bißchen ökologischer
Vernunft" und "ein bißchen Frieden"
nichts zu machen ist, weil es nicht ,'ein
bißchen Krebs" und "ein bißchen Tod"
geben kann.

Wir wollen nicht helfen, die industrielle
Großproduktion und die bürokratischen
lnstitutionen zu reparieren. Wir werden
uns nicht vorschreiben lassen, wo wir
unsere noch zu geringen Kräfte ansetzen.

Dadurch wird die Bundesrepublik nicht
unregierbar, sondern wir setzen parla-
mentarisch und außerparlamentarisch
all unsere Kraft ein, damit anders regiert
wird; denn wir wollen nicht kaputtregiert
werden!

Geben Sie bitte beide Stimmen den
GRÜNEN, zumindest aber die.-"
Zweitstimme. Sie entscheidet mit,
ob wir die 5 %-Hürde überspringen
und in den Bundestag einziehen.
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